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BGB § 2216 Abs. 1
Der Testamentsvollstrecker hat die Kosten einer Grund­
stücksverwaltung, auch wenn sie im Einverständnis mit 
dem Bedachten von einem Dritten ausgeübt wird, auf ihre 
Angemessenheit zu prüfen.

BGH, Urteil vom 4. November 1998 IV ZR 266/97 - OLG Celle
LG Stade
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Schmitz und die Richter 
Römer, Dr. Schlichting, Terno und Seiffert auf die mündli­
che Verhandlung vom 4. November 1998

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerinnen wird das 
Urteil des 22. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Celle vom 2. Oktober 1997 im Kosten­
ausspruch und insoweit aufgehoben, wie die 
(unter Nr. 5 der Klageschrift vom 16. Fe­
bruar 1996 erhobene) Schadensersatzklage ab­
gewiesen worden ist.

In diesem Umfang wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsverfahrens, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerinnen, denen ein Teil des in den Nachlaß 
gefallenen, umfangreichen Grundvermögens vermacht worden 
ist, erheben gegen die Beklagten zu 1) und 2) u.a. An­
spruch auf Schadensersatz aus § 2219 BGB. Der Beklagte zu 
1) ist Alleinerbe und zusammen mit seiner früheren Ehe-
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frau, der Beklagten zu 2), Testamentsvollstrecker. Das zum 
Nachlaß gehörende Grundvermögen wurde von der (am Verfah­
ren nicht mehr beteiligten) Beklagten zu 3), einer Komman­
ditgesellschaft, verwaltet, deren Geschäftsanteile dem Be­
klagten zu 1) gehören. Er war zunächst auch deren Ge­
schäftsführer; später wurde es die Beklagte zu 2). Die Be­
klagte zu 3) hatte den Grundbesitz bereits für die Erblas­
serin verwaltet. Sie legte ihre nach dem Erbfall entstan­
denen Verwaltungskosten im Verhältnis der jeweiligen Miet­
einnahmen der einzelnen Grundstücke auf die am Nachlaß Be­
teiligten um. Die Klägerinnen halten die zu ihren Lasten 
einbehaltenen Verwaltungskosten für wesentlich überhöht.

Das Landgericht hat der Schadensersatzklage gegenüber 
den Beklagten zu 1) und 2) teilweise stattgegeben; das Be­
rufungsgericht hat sie insgesamt abgewiesen. Dagegen wen­
det sich die Revision der Klägerinnen.

Entscheidungsgründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des Berufungsurteils 
und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsge­
richt.

1. Nach Ansicht des Berufungsgerichts haben die Klä­
gerinnen nicht substantiiert dargelegt, daß die Beklagten 
zu 1) und 2) als Testamentsvollstrecker einen Verwaltungs­
vertrag mit der Beklagten zu 3) abgeschlossen oder deren
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Verwaltungstätigkeit auch nur veranlaßt hätten. Vielmehr 
deute der Vortrag der Parteien darauf hin, daß die Beklag­
te zu 3) ihre bereits für die Erblasserin erbrachte und 
möglicherweise von dieser in Auftrag gegebene Verwaltungs­
tätigkeit fortgesetzt habe. Die Klägerinnen hätten sich 
bei der Besprechung der am Nachlaß Beteiligten am 11. Mai 
1990 mit der Fortführung der Grundstücksverwaltung durch 
die Beklagte zu 3) einverstanden erklärt und diese Verwal­
tung auch später hingenommen.

2. Gegen diese Feststellungen wendet sich die Revisi­
on nicht. Sie tragen indessen die Abweisung der Schadens- 
ersatzklage nicht, wie die Revision mit Recht geltend 
macht.

a) Zu einer ordnungsmäßigen Verwaltung i.S. von
§ 2216 Abs. 1 BGB gehört auch die Kontrolle desjenigen,
dem das unter Testamentsvollstreckung stehende Vermögen 
überlassen ist, um rechtzeitig mit geeigneten Mitteln Ge­
fahren und Verlusten begegnen zu können, die den Inhabern 
des Vermögens drohen (BGH, Urteil vom 10. Juni 1959 - V ZR 
25/58 - NJW 1959, 1820 unter 3; vgl. ferner Urteil vom
14. Dezember 1994 - IV ZR 184/93 - WM 1995, 1465 = NJW-RR 
1995, 577 = ZEV 1995, 110 unter 2 a).

Dieser Pflicht hätten die Beklagten zu 1) und 2) 
nicht genügt, wenn die ihnen bekannten Kostenrechnungen 
der Beklagten zu 3) die Klägerinnen unangemessen belastet 
hätten. Das Landgericht hat gemäß § 287 ZPO geschätzt.
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welche Vergütung angemessen gewesen wäre, und ist zu dem 
Ergebnis gelangt, daß die Beklagte zu 3) mehr als das Dop­
pelte einbehalten habe. Feststellungen hierzu hat das Be­
rufungsgericht nicht getroffen. Das wird nach Zurückver­
weisung der Sache nachzuholen sein.

Selbst wenn die Beklagte zu 3) aufgrund einer mit ihr 
etwa geschlossenen Vereinbarung berechtigt gewesen sein 
sollte, Verwaltungskosten in der von ihr vereinnahmten Hö­
he geltend zu machen, hätten die Beklagten zu 1) und 2) 
unverzüglich auf Änderung hinwirken müssen. Möglicherweise 
war der Beklagte zu 1) als Erbe in ein von der Erblasserin 
herrührendes Vertragsverhältnis zur Beklagten zu 3) einge­
rückt und an einer Kündigung nicht interessiert. Gleich­
wohl hätten die Testamentsvollstrecker jedenfalls eine Be­
lastung der Klägerinnen mit Grundstücksverwaltungskosten 
nur in der für diese Aufgabe angemessenen Höhe zulassen 
dürfen. Im übrigen hätte der Beklagte zu 1) die Kosten 
selbst tragen müssen. Andererseits ist denkbar, daß die 
Abrechnung der Kosten zu Lasten der Klägerinnen durch die 
Beklagte zu 3) unberechtigt war. Auch wenn den Klägerinnen 
ein Erstattungsanspruch gegen die Beklagte zu 3) zustehen 
sollte, ändert dies an einer daneben möglichen Haftung der 
Beklagten zu 1) und 2) für eine schuldhafte Verletzung ih­
rer Pflicht aus § 2216 Abs. 1 BGB nichts.

b) Daß die Klägerinnen möglicherweise mit einer Fort­
führung der Grundstücksverwaltung wie vor dem Erbfall und 
auch mit einer Umlegung aller entstehenden Kosten nach dem
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Verhältnis der Netto-Mieteinnahmen einverstanden gewesen 
sein könnten, würde die Beklagten zu 1) und 2) nicht von 
ihrer Verpflichtung zur ordnungsmäßigen Verwaltung gemäß 
§ 2216 BGB entbinden. Ein Testamentsvollstrecker hat seine 
Entscheidungen in eigener Verantwortung zu treffen, und 
zwar unter Umständen auch gegen den Willen der Erben bzw. 
Vermächtnisnehmer (BGH, Urteil vom 3. Dezember 1986 - IVa 
ZR 90/85 - NJW 1987, 1070, 1071). Allerdings haben die Be­
klagten zu 1) und 2) in der Berufungsinstanz vorgetragen, 
die Kostenbelastung der Klägerinnen habe jedenfalls des­
halb in deren Interesse gelegen, weil die Beklagte zu 3) 
zusätzlich Steuererklärungen für die Klägerinnen erstellt 
und ihnen dadurch sonst notwendig gewordene Steuerbera­
tungskosten erspart habe. Ob das Verhalten der Beklagten 
zu 1) und 2) unter diesem Gesichtspunkt noch als ordnungs­
mäßige Verwaltung i.S. von § 2216 Abs. 1 BGB gelten kann, 
bleibt ebenfalls zu klären.



- 7 -

c) Auch wenn die Beklagten zu 1) und 2) ihrer Pflicht 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung schuldhaft nicht genügt 
hätten, könnte das von den Klägerinnen bestrittene Einver­
ständnis mit der Umlegung der Grundstücksverwaltungsko­
sten, wenn es wirksam und in Kenntnis aller maßgebenden 
Umstände erklärt worden sein sollte, für den Anspruch aus 
§ 2219 BGB unter dem Gesichtspunkt des Mitverschuldens 
(§ 254 BGB) von Bedeutung sein. Insoweit wird das Beru­
fungsgericht auch dieser Frage nachzugehen haben.

Terno Seiffert

Dr. Schmitz Römer Dr. Schlichting
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